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Parlament 
1017 Wien 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Parnigoni und Genossen 

haben am 5. Juli 1989 unter Nr. 41l9/J-NR/89 an mich eine 
schriftliche Anfrage betreffend Visagebühren im Verhältnis zur 
Tschechoslowakei gerichtet, die den folgenden Wortlaut hat: 

"1. Wurde die oben angeführte Tagung abgehalten? 

2. Wenn ja, kam es zu einem Abkommen über die gebührenfreie 

Erteilung von Sichtvermerken? 

3. Wenn ja, wie lautet dieses Abkommen genau? 

4. Wurde bei dieser Tagung die Verlegung des Grenzüberganges 

Gmünd/Böhmzeil in die Bleylebenstraße mit dem 
tschechischen Partner verhandelt? 11 

S. Wenn es zu keinem Abkommen kam, was werden Sie 
unternehmen, um raschest die gebührenfreie Erteilung von 
Sichtvermerken durchzusetzen? 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten: 
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ad 1) Die 5. Tagung der österreichisch-tschechos1owakischen 

Expertengruppe fOr Reiseerleichterungen und Sichtver­
.merksange1egenheiten hat vom 26.-28.Juni 1989 in Pr ag 
stattgefunden. 

ad 2) Die Tschechoslowakei lehnte Verhandlungen Ober den 

österreichischen Abkommensentwurf Ober die gebührenfreie 

Ertei1ung von Sichtvermerken mit der BegrOndung ab, daß 

fOr eine generelle Befreiung von den Sichtvermerks­
gebOhren tschechoslowakischerseits gegenwärtig die 
Voraussetzungen noch nicht gegeben sind. Österreichi­

scherseits wurde hierauf vorgeschlagen, eine generelle 
Senkung der SichtvermerksgebOhren zu vereinbaren. Dieser 

Vorschlag fand jedoch ebensowenig die Zustimmung der 

tschechoslowakischen Delegation wie ein weiterer öster­

reichiseher Kompromißvorsch1ag, der zumindest eine Ge­

bOhrenbefreiung von Jugendlichen bis zum 18. Leben~jahr 
vorsah. 

ad 3) Diese Frage wurde unter 2) beantwortet. 

ad 4) Die Verlegung des Grenzüberganges GmOnd/Böhmzeil in die 
B1ey1ebenstraße wurde mit der tschechoslowakischen 

Delegation nicht verhandelt, weil in dieser Frage auch 
innerösterreichisch kein Einvernehmen erzielt werden 
konnte. Die zuständigen Ressorts haben einer Verlegung in 

die B1eylebenstraße nicht zugestimmt, einerseits wegen 

der geringen Frequenz am Grenzübergang GmOnd/Böhmzeil 
(1988 : nur insgesamt 5.604 ein- und ausreisende Personen 

und 2.137 KfZ, was eine tägliche durchschnittliche 
Frequenz von 15 Personen bzw. 6 KfZ ergibt) und anderer­

seits wegen des bereits erfolgten Ankaufs einer unmittel­
bar neben dem GrenzObergang GmOnd/Böhmzeil befindlichen 
Liegenschaft in Gmünd, Grenzgasse 6, durch die Republik 

Österreich für eine in Aussicht genommene Erweiterung der 
dortigen Zollamtsanlagen. 
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ad 5) Da die tschechoslowakische Seite ein Abkommen Uber die 
Aufhebung der Sichtvermerkspflicht fUr Kinder bis zu 15 
Jahren vorgeschlagen hat, wird dieser Vorschlag derzeit 

inner6~terreichisch geprÜft. Da Österreich an jeder Art 
von Reiseerleichterungen interessiert ist, wird mein 

Ressort den Abschluß eines solchen Abkommens befÜrworten. 

Mit der Herstellung der Sichtvermerksfreiheit fÜr Kinder 
bis zu 15 Jahren erÜbrigt sich dann auch das Problem der 
SichtvermerksgebÜhren vorerst zumindest fÜr diesen 
Personenkreis. 
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